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Fast jeder von uns kennt die Hektik des 
viel beschäftigten Privat- und/oder Ge-
schäftslebens. Woche für Woche ist 
man ständig mit vielfältigen Aufgaben 
beschäftigt und hat kaum Zeit, sich mit 
Zukunftsfragen oder auch Regelungen 
für die Zukunft auseinanderzusetzen. 
Nicht viel anders ergeht es KMU-Unter-
nehmern. Sie sind meistens zeitlich stark 

engagiert, im Alltagsgeschäft eingebunden und der Fokus liegt auf zufrie-
denen Kunden und der Personalführung. Fragen zur Zukunftssicherung 
des Betriebs – dazu gehört auch die Geschäftsnachfolgeplanung – ge-
raten in den Hintergrund. Gleichzeitig bewegt sich aber das Marktumfeld 
von jedem KMU-Inhaber, die Politik und auch die Technologie in einem 
rasanten Tempo. Es ist daher aus meiner Sicht wichtig, dass sich Firmen-
inhaber zeitlich vermehrt aus dem «Hamsterkäfig des Alltagsgeschäfts» 
hinausbewegen und sich öfters eine «Adlerperspektive für strategische 
Aufgaben» zulegen. Dabei ist nach meinem Dafürhalten das Hinzuziehen 
von Sparringspartnern (externe Berater, eventuell auch externe Organe) 
notwendig. Mit diesen Themen befasst sich unser Fachbeitrag «Verwal-
tungsrat und Geschäftsführer in KMU».

Die zunehmende Digitalisierung hat ohne Zweifel in unserem privaten und 
geschäftlichen Alltag Einzug gehalten. Die Beobachtung und Umsetzung 
dieser technologisch schnellen Entwicklung sind nicht nur Teil der Aufga-
ben eines modernen Verwaltungsrats oder der Geschäftsführung eines 
KMU, sondern sind auch Bestandteil in ganz verschiedenen Rechts-
gebieten. Mit einem dieser Themen befassen wir uns bei den «Infos aus 
der Treuhandpraxis» (2.1 Digitaler Nachlass). Es kommt dazu, dass wir 
sowohl im Privat- wie auch Geschäftsbereich mit ständig neuen Vorschrif-
ten konfrontiert werden, eine davon ist ebenfalls Bestandteil eines Info-
beitrags von uns (Arbeitszeiterfassung im Arbeitsrecht). Falls vor lauter 
Verdrossenheit über die Regeldichte die Steuererklärung nicht mehr ein-
gereicht werden sollte, so ist eine Ermessenseinschätzung die Folge. 
Dieses Thema rundet den Themenkreis unseres aktuellen Infobulletins ab.

Unsere Infobulletins sind übrigens seit Januar 2003 auch digital auf 
unserer Homepage kostenlos erhältlich.

Wir wünschen Ihnen gute Lektüre und stehen Ihnen gerne persönlich und 
fachlich zur Seite.

Dr. iur. Peter Wegmann
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1.1 Porträt von Michel Acacio
Im November 2013 ist Herr Michel Acacio zur 
Verstärkung unseres Teams zu uns gestossen. 
Er hat seine kaufmännische Lehre in den Jahren 
2005 bis 2008 in einer Treuhandfirma in Zürich 
absolviert sowie abgeschlossen und war an-
schliessend mehrere Jahre in einer Zürcher Firma 
in der Finanzabteilung angestellt. Im Jahr 2013 
entschloss er sich, wieder in den Treuhandbereich 
einzusteigen. In unserer Firma  ersetzte Herr Aca-
cio Frau Verena Murdoch, welche aus privaten 
und familiären Gründen bei uns gekündigt hatte. 
Herr Acacio hat sich sehr schnell bei uns einge-
arbeitet und eingelebt. Besonders hervorzuheben 
ist seine äusserst freundliche und zuvorkommen-
de Art; er geht auf Klientenwünsche sehr kun-
denfreundlich ein und ist bei der Kundschaft, im 
Team und bei den Vorgesetzten gleichermassen 
beliebt. Er verfügt über ein sehr gutes Fachwissen 
im gesamten Treuhandbereich und  gute Eng-
lisch- und EDV-Kenntnisse. Seit Juli 2016 hat er 
bei der Wegmann + Partner AG Kollektivunter-
schrift zu zweien. Wir freuen uns sehr, Herrn 
Acacio zu unserem Team zählen zu dürfen, und 
sind überzeugt, dass er unserer Kundschaft mit 
Rat und Tat in kompetenter Weise zur Seite 
stehen kann.

1.2 Neu am Empfang: Désirée Steinhäusl
Seit März 2016 hören Sie eine neue Stimme am 
Telefon. Sie gehört Frau Désirée Steinhäusl, wel-
che am 9. März 2016 zur Unterstützung unseres 
Teams bei uns eingetreten ist, da Frau Sandra 
Kurmann infolge Mutterschaft und Mutterschafts-
urlaub vorübergehend nicht zur Verfügung stand. 
Frau Steinhäusl hat ihren Arbeitsplatz am Emp-
fang eingenommen und ist zudem für die treu-
händerischen Arbeitsbereiche wie Nachtrag von 
Kundenbuchhaltungen, Bearbeiten von Steuer-
erklärungen und diverse administrative Arbeiten 
zuständig. Frau Steinhäusl kommt aus dem 
Fürstentum Liechtenstein und hat in Vaduz in den 
Jahren 2008 bis 2011 ihre Lehre als Kauffrau 
mit Berufsmaturität gemacht. Frau Steinhäusl 
schliesst dieses Jahr ihr Studium zum Bachelor 
in Soziologie ab und arbeitet im Moment 3 Tage 
die Woche bei uns und ist ab Dezember 2016 
als Vollzeitangestellte bei uns tätig. Désirée Stein-
häusl hat sich sehr rasch in unserem Team ein-
gelebt und eingearbeitet, ihre freundliche, un-
komplizierte und zuvorkommende Art ist sehr 
beliebt im Team. Wir wünschen ihr für den Stu-
dienabschluss viel Erfolg und freuen uns, sie 
auch danach weiterhin zu unserem Team zählen 
zu können.

1  AKTUELLES VON WEGMANN/REKONTA 
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2.1.1 Die Praxis
In der Schweiz gibt es nur noch wenige Men-
schen, welche das Internet nicht benutzen. Rund 
80 Prozent der Einwohner verfügen über einen 
Internetanschluss und nutzen einen oder meh-
rere E-Mail-Accounts, haben ein Facebook-Pro-
fil oder andere Social-Media-Profile und kaufen 
mit Kundenkonten bei Webshops ein. Auch die 
Zahlungen werden oftmals über Internetbanking 
erledigt und vielfach werden Rechnungen digital 
verschickt. Immer mehr müssen sich Angehöri-
ge nach dem Tod eines ihnen nahestehenden 
Menschen auch um dessen digitales Erbe küm-
mern. Sie sehen sich häufig mit komplizierten 
und kostspieligen Rechtsproblemen konfrontiert 
und es kann sehr schwierig sein, die Daten eines 
Verstorbenen im Netz aufzuspüren und Zugang 
zu diesen zu erhalten. Ohne Zugangsdaten bleibt 
ihnen der Computer des Verstorbenen ver-
schlossen, ebenso seine Mailkonten, die Social-
Media-Profile, die Bezahldienste (z. B. Paypal) 
oder abgelegte Fotos sowie der Zugang auf das 
Onlinebanking und die elektronischen Rechnun-
gen. Der Zugang zu den E-Mail-Konten ist sehr 
wichtig, da es zur Anmeldung bei den meisten 
Onlinediensten und oft auch zum Zurücksetzen 
eines Passwortes eine E-Mail-Adresse braucht. 
Viele Verträge und Transaktionen laufen über den 
E-Mail-Verkehr. Deshalb sollten wir uns schon 
zu Lebzeiten Gedanken zu unserem digitalen 
Nachlass machen.

Es ist ganz sicher nicht wünschenswert, dass ein 
Nutzer in den sozialen Medien nach seinem Tod 

2 INFOS AUS DER 
TREUHANDPRAXIS
2.1 Digitaler Nachlass

2.2 Ermessenseinschätzungen im Zürcher Steuerrecht

2.3 Arbeitszeiterfassung im Arbeitsrecht

2.1 DIGITALER NACHLASS

einfach weiterbesteht und es stellt sich die Frage, 
was mit den Daten nach dem Tod passiert, wem 
sie gehören, wer darauf Zugriff erhält und wer sie 
allenfalls löschen oder gar weiternutzen darf. 
Grundsätzlich wird der digitale Nachlass nach 
den Regeln des Erbrechts übertragen, das heisst, 
der gesamte digitale Nachlass geht auf die ein-
gesetzten bzw. gesetzlichen Erben über. Gesetz-
liche Erben sind der Ehepartner, die Kinder oder 
die Eltern, nicht aber die Konkubinatspartner, der 
nicht registrierte Lebenspartner, Freunde oder 
entfernte Verwandte; diese Personengruppen 
können aber mit letztwilligen Verfügungen ein-
gesetzt werden. Es kommt beim digitalen Nach-
lass nicht nur auf den Inhalt des Eigentums an, 
umfasst sind auch Urheberrechte oder andere 
Immaterialgüter wie zum Beispiel eine digitale 
Musiksammlung, ein Fotoarchiv oder auch Soft-
warelizenzen, welche sich unter Umständen auch 
automatisch verlängern.

Gemäss Schweizer Erbrecht wird eine Erbschaft 
als Ganzes auf die Erben übertragen (Art. 560 
Abs. 1 ZGB). Die Zuteilung an die Erben oder 
Vermächtnisnehmer funktioniert einfach, wenn 
die Daten auf einem Datenträger gespeichert 
sind. Komplizierter wird es, wenn die Daten durch 
ein Passwort oder gar verschlüsselt auf einem 
Rechner gespeichert sind. Wenn die Daten in 
einer Cloud oder beim Anbieter liegen und nur 
mit korrektem Benutzernamen und Passwort zu-
gänglich sind, wird es noch mühsamer. Für im 
Internet gespeicherte Daten gibt es aus recht-
licher Sicht keine eindeutige Regelungen, da es 

Erwerb der Erbschaft 

(Art. 560 Abs. 1 ZGB):
«Die Erben erwerben 
die Erbschaft nach 
dem Tode des Erblas-
sers kraft Gesetzes.»
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sich meistens nicht um Vermögenswerte im Sin-
ne des Erbrechts handelt, sondern vielmehr um 
persönlichkeitsrechtliche Belange, welche nicht 
auf die Erben übergehen (Art. 31 Abs. 1 ZGB). 
Die Angehörigen haben daher nur begrenzte 
Handlungsmöglichkeiten.

Wenn es der Verstorbene verpasst hat, Vorkeh-
rungen für den Umgang mit seinem digitalen Er-
be zu treffen, können sich die Angehörigen oft 
nur mit der Sterbeurkunde und einem Erbschein 
an die Betreiber wenden und hoffen, dass diese 
eine entgegenkommende Praxis pflegen und die 
Zugangsdaten herausgeben. Gerade bei den 
E-Mail-Konten zeigen sich die Anbieter oft wenig 
kooperativ. Viele Provider verweisen zu Unrecht 
auf den Persönlichkeits- und Datenschutz. Ju-
ristisch gesehen, endet der Schutz der Persön-
lichkeit mit dem Tod, auch der Datenschutz ver-
liert seine Wirkung. Trotzdem verweigern die 
meisten Anbieter den Zugriff auf die Daten und 
geben sie nicht heraus. Eine Klage dürfte zwar 
erfolgreich, aber sehr aufwendig sein.

Um unser Recht auf informationelle Selbstbe-
stimmung über den Tod hinaus wahrnehmen zu 
können, um zu bestimmen, was mit unseren Da-
ten nach unserem Ableben einmal geschieht, und 
um unseren Angehörigen die Arbeit bei der digi-
talen Willensvollstreckung zu erleichtern, ist es 
unerlässlich, selber stets den Überblick über 
alle Onlineaktivitäten zu haben und sich frühzei-
tig Gedanken über den digitalen Nachlass zu 
machen. Es sollte stets der Überblick über alle 
Internetaktivitäten behalten werden und alle Be-
nutzerkonten, welche schon seit Längerem nicht 
mehr benutzt wurden, sollten gelöscht werden. 
Es ist ausserdem sinnvoll, eine stets aktualisier-
te Liste der relevanten Konten zu führen, auf wel-
cher alle Zugangsdaten und Passwörter aufge-
führt werden (vor allem auch das Passwort zum 
eigenen Computer). Selbstverständlich sollte die-
se Liste an einem sicheren Ort aufbewahrt wer-
den und eine Vertrauensperson sollte Zugang zu 
dieser Liste haben. Geänderte Passwörter sollten 
sofort nachgetragen werden. Eine solche Liste 
ist auch unerlässlich für den Fall, dass man hand-
lungsunfähig wird, und sollte unbedingt nicht nur 
dem Testament, sondern auch dem Vorsorge-
auftrag beigelegt werden. Die in einem Vorsor-
geauftrag beauftragten Personen sollten unbe-
dingt auch Zugang zu dieser Liste haben. Eine 

praktische und sichere Möglichkeit bietet auch 
ein passwortgeschützter USB-Stick, dessen 
Passwort nur wir selber und die eingeweihte Ver-
trauensperson kennen. Keinesfalls sollten Pass-
wörter in einer verschlüsselten Cloud platziert 
werden, da man nie sicher ist, was mit den Daten 
in einer Cloud passiert und wo sie physikalisch 
gelagert werden. Bankpasswörter sollten nicht 
an die Beauftragten weitergegeben werden. Es 
gibt auch andere Möglichkeiten als Internetban-
king für die Erledigung der Zahlungen, sofern kei-
ne E-Rechnungen vorgesehen sind. Wurden vom 
Erblasser E-Rechnungen vereinbart, so ist es 
unbedingt notwendig, dass die Vertrauensperson 
Zugang zum Internetbanking hat, um Mahnun-
gen zu vermeiden.

Falls nicht gewünscht wird, dass die Erben spä-
ter sämtliche E-Mails lesen können, empfiehlt es 
sich, eine vertrauenswürdige Person als Willens-
vollstrecker für das digitale Erbe einzusetzen. 
Diese kann als Nachtrag zu einem bestehenden 
Testament niedergeschrieben oder in einem neu-
en Testament aufgeführt werden. Auch hier müs-
sen die strengen Formvorschriften für die letzt-
willigen Verfügungen beachtet werden: hand-
schriftlich, mit Ort, Datum und Unterschrift ver-
sehen oder als öffentliches Testament (öffentlich 
beurkundet durch einen Notar). Idealerweise er-
stellt man zusätzlich eine entsprechende Voll-
macht und ein klares Pflichtenheft.  

Es existieren etliche digitale Willensvollstrecker, 
die ihre Dienste im Internet anbieten, darunter 
auch Schweizer Unternehmen. Die Wahl eines 
vertrauenswürdigen Anbieters ist aber heikel, da 
es sich um vertrauliche Daten handelt. Man muss 
sie sehr sorgfältig auswählen und darauf achten, 
dass für den Vertrag europäisches Recht gilt. So 
kann man den Datenschutz besser durchsetzen. 

Google bietet für all seine Dienste wie Gmail, 
YouTube oder Picasa eine nutzerfreundliche Lö-
sung: Über Kontoeinstellungen können Nutzer 
bestimmen, was passieren soll, wenn das Kon-
to über eine selber gewählte Zeitspanne nicht 
mehr genutzt wird. Der Inhaber kann zum Bei-
spiel festlegen, welche Daten gelöscht werden 
sollen, oder er kann eine vertrauenswürdige Kon-
taktperson bestimmen, die berechtigt ist, für die 
definierten Dienste die entsprechenden Daten 
herunterzuladen.

Letztwillige Ver-

fügungen (Testament 

oder Erbvertrag) 
(siehe Infos 2.2 aus 
der Treuhandpraxis in 
unserem Infobulletin 
Nr. 44 vom August 
2014).
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Was passiert nach dem Tod mit unseren 
digitalen Hinterlassenschaften?
Die nachfolgenden Ausführungen sind mehrheit-
lich dem «Beobachter» entnommen (Digitaler 
Nachlass Sterben 2.0).

• E-Mail: Wichtige Informationen und Rechnun-
gen gibt es immer öfter digital. Wenn die Erben 
keinen Zugang zum E-Mail-Account haben, 
kann es passieren, dass Rechnungen und 
Mahnungen ungelesen im Postfach landen 
und erst eine Betreibung nach Monaten oder 
Jahren macht die Erben darauf aufmerksam. 
Es kann allerdings sein, dass der Erblasser 
nicht wünscht, dass die Erben nach seinem 
Tod Zugriff auf seine E-Mail-Korrespondenz 
erhalten. In diesem Fall ist es sinnvoll, die Aus-
sortierung des Inhalts dem Willensvollstrecker 
zu überlassen. Das macht Sinn, da einige An-
bieter auch gegen Vorlage eines Erbscheins 
keine Zugangsdaten herausgeben, sondern 
das Konto nur löschen respektive inaktiv set-
zen. Internationale Anbieter kennen unter-
schiedliche Regelungen. Etwa Gmail verlangt 
für die Herausgabe der Unterlagen, dass der 
Totenschein auf Englisch und öffentlich beur-
kundet an die Zentrale nach Kalifornien ge-
schickt wird. Hotmail und Yahoo geben keine 
Daten heraus, löschen aber das Konto auf 
Antrag. Hotmail bietet wenigstens an, alle 
E-Mails und das Adressbuch des Verstorbenen 

auf CD zu brennen und den Erben zu über-
lassen.

• Social Media: Angehörige können das 
Facebook-Konto in einen «eingefrorenen» Ge-
denkzustand setzen lassen. Nutzer und Nach-
lassverwalter können über die Löschung des 
Kontos verfügen. Bei anderen Anbietern wie 
Twitter, LinkedIn und Xing können die Erben 
eine Anfrage stellen, worauf der Account ge-
löscht wird.

• Onlinebanking, Paypal: Das Konto des On-
linebankings wird im Erbfall gesperrt, bis die 
Erben sich mit einem Erbschein ausweisen 
können. Schwierig könnte es bei Paypal oder 
ähnlichen Anbietern werden, denn oftmals 
wissen die Erben nicht, dass ein solches Kon-
to existiert und ob sich allenfalls Geld darauf 
befindet. Die Zugangsdaten werden von 
Paypal nicht herausgegeben, das allfällige 
Guthaben wird gegen Vorlage des Erbscheins 
überwiesen und das Konto wird nach dem 
Tod des Inhabers gelöscht.

• E-Books, Hörbücher und Musikfiles: Für 
E-Books, Hörbücher und Musikfiles erwirbt 
man meistens eine personalisierte Lizenz, die 
mit dem Tod erlischt. Konsequenzen hat das 
aber praktisch keine, da die Dateien weiterhin 
abgespielt werden können, solange der ver-
storbene Nutzer angemeldet ist. Die Erben 
können diese Dateien nicht auf sich selber 
übertragen lassen.
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• Abos: Es gibt viele Dienste, die heute über 
ein Abo laufen (beispielsweise Musik, Serien 
etc.). Man bezahlt eine monatliche oder jähr-
liche Gebühr und diese Kosten werden meis-
tens per Lastschriftverfahren vom Konto oder 
von einer Kreditkarte abgebucht. Falls die 
Erben allerdings die laufenden Abonnemente 
nicht entdecken, weil die Rechnungen monat-
lich per E-Mail zugestellt werden, kann es 
schnell teuer werden, da viele Abos sich 
automatisch verlängern, wenn sie nicht recht-
zeitig gekündigt werden.

• Fotos, Videos, Blogs: Der Erblasser kann 
darüber verfügen, was mit seinen online ge-
speicherten Fotos, Videos oder Blogs gesche-
hen soll. Er könnte bestimmen, dass seine 
Blogs weiterhin öffentlich zugänglich sind, die 
Videos auf YouTube aber gelöscht werden 
müssen und einer seiner Erben die Fotos er-
halten soll. Auch hier ist es empfehlenswert, 
den Willensvollstrecker damit zu beauftragen, 
dass seine Anweisungen befolgt werden. 
Wenn der Erblasser keine Vorkehrungen trifft, 
gehen alle diese Dateien an seine Erben. Aber 
auch hier stellen sich wiederum die Probleme 
mit den Zugangsdaten.

2.1.2 Unsere Empfehlung

In der heutigen Zeit der fortschreitenden Digita-
lisierung  empfehlen wir unseren Kunden, sich 
im Falle ihres Todes, aber auch für den Fall der 
eigenen Handlungsunfähigkeit Gedanken über 
ihre digitalen Aktivitäten zu machen. Was soll 
mit den Daten geschehen nach dem Tod? Sol-
len die Erben Einblick erhalten in die E-Mails, 
welche Verträge im Internet müssen gekündigt 
werden, welche können beibehalten werden von 
den Erben? Wer soll allfällige Film- und Musik-
sammlungen erhalten? Bestehen Urheberrech-
te und was soll mit ihnen geschehen? Welche 
Daten und Webseiten sollen gelöscht oder wei-
tergeführt werden? Unsere Erfahrungen zeigen, 
dass unsere Kunden sich bisher beim Verfassen 
ihrer Testamente und Vorsorgeaufträge keinerlei 
Gedanken über ihren digitalen Nachlass ge-
macht und ihn auch nicht erwähnt haben. Ger-
ne beraten wir Sie in diesen Fragen und sind 
bereit, Ihnen für ein Testament oder einen Nach-
trag zum bestehenden Testament betreffend 
digitalem Nachlass zur Seite zu stehen.

2.2 ERMESSENSEINSCHÄTZUNGEN IM ZÜRCHER 
STEUERRECHT

2.2.1 Die Praxis
Gemäss Begriffsdefinition vom Kantonalen Steu-
eramt in Zürich (www.steueramt.zh.ch) wird eine 
Ermessenseinschätzung wie folgt definiert: «Sie 
wird vorgenommen, wenn trotz Abklärungen un-
gewiss bleibt, ob eine steuerpflichtige Person 
Einkünfte erzielt hat oder wie hoch ihre Einkünf-
te sind, insbesondere wenn die steuerpflichtige 
Person trotz Mahnung keine Steuererklärung ein-
reicht.» Wir fokussieren die Thematik der Ermes-
senseinschätzung auf die Praxis im Kanton 
Zürich und auf die direkten Steuern im Kanton 
Zürich wie auch bei der Bundessteuer. Gesetzlich 
sind die Grundlagen für die Durchführung der 
Ermessenseinschätzung in §139 Abs. 2 des 
Zürcher Steuergesetzes (StG) und in Art. 130 
Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Direkte 
Bundessteuer (DBG) geregelt.

Liegt ein Sachverhalt gänzlich im Dunkeln (zum 
Beispiel, weil keine Steuererklärung eingereicht 
wird), so nimmt das Kantonale Steueramt in 
Zürich eine Total-Ermessenstaxation vor. Liegt 
ein Sachverhalt nur teilweise im Dunkeln (weil 
zum Beispiel gewisse Elemente einer Bilanz und 
Erfolgsrechnung nicht klar sind), so greift das 
Steueramt in der Regel zu einer Teil-Ermessens-
taxation.

• Voraussetzungen der Ermessensein-
schätzung:
– Der Sachverhalt kann nicht einwandfrei er-

mittelt werden (Untersuchungsnotstand).
– Verfahrenspflichten wurden nicht erfüllt.
– Mahnung mit Androhung von Rechtsnach-

teilen wurde zugestellt.
• Vornahme der Ermessenseinschätzung:

– Schätzung darf nicht willkürlich sein, son-
dern soll sich auf Erfahrenszahlen, Vermö-

Durchführung von 

Ermessenseinschät-

zungen: Hat der Steu-
erpflichtige trotz Mah-
nung seine Verfahrens-
pflichten nicht erfüllt 
oder können die Steu-
erfaktoren mangels 
zuverlässigen Unterla-
gen nicht einwandfrei 
ermittelt werden, 
nimmt das kantonale 
Steueramt die Ein-
schätzung nach 
pflichtgemässem Er-
messen vor. Es kann 
dabei Erfahrenszahlen, 
Vermögensentwick-
lung und Lebensauf-
wand des Steuer-
pflichtigen berücksich-
tigen (§139 Abs. 2 StG 
und sinngemäss Art. 
130 Abs. 2 DBG).
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Steuerstrafrecht 

2016 und straflose 

Selbstanzeige (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 47 
vom Januar 2016).

gensentwicklung, Lebensaufwand etc. 
stützen.

– Schätzung soll tatsächlichen Verhältnissen 
möglichst nahekommen.

• Anfechtung einer Ermessenseinschät-
zung:
– Formelle Eintretungs-Voraussetzungen: Die 

Frist (in der Regel 30 Tage bei einem Ein-
schätzungsentscheid) ist einzuhalten und 
die Begründung hat qualifiziert zu erfolgen.

– Materielles: Einsprachen gegen Ermessens-
einschätzungen sind meistens nur wegen 
offensichtlicher Unrichtigkeit möglich. Ver-
säumte Verfahrenspflichten (Einreichen der 
Steuererklärung) sind nachzuholen.

• Ermessenseinschätzungen im Nachsteu-
erverfahren: In einem Nachsteuerverfahren 
(zum Beispiel bei strafloser Selbstanzeige 
oder wenn ein Nachsteuer- und Bussenver-
fahren wegen nicht deklarierten Einkommens- 
und/oder Vermögenswerten eingeleitet wor-
den ist) hat der Steuerpflichtige die gleichen 
Mitwirkungspflichten. Kann ein Sachverhalt 
auch im Nachsteuerverfahren nicht einwand-
frei ermittelt werden, hat der Pflichtige seine 
Verfahrenspflichten nicht erfüllt und wurde er 
vorher gemahnt, kann es auch im Nachsteu-
erverfahren zu einer Ermessenseinschätzung 
kommen.

Die Praxis von Ermessenseinschätzungen lassen 
sich am besten mit Praxisbeispielen verdeut-
lichen.

• Praxisfall 1 (Nichteinreichung der Steuer-
erklärung und zu hohe Schätzung): Der 
Steuerpflichtige A hat einen Lohn von 
netto CHF 120 000.00 und ein steuerbares 
Einkommen von CHF 100 000.00. Er reicht 
trotz Mahnung die Steuererklärung nicht ein 
und bekommt eine Ermessens einschätzung 
mit einem geschätzten Einkommen von 
CHF 150 000.00. Unternimmt er innert der 
30-tägigen Rechtsmittelfrist nichts, so wird 
der Entscheid rechtskräftig und er hat erheb-
lich mehr Steuern zu bezahlen, als wenn er 
die Steuererklärung eingereicht hätte. Er hat 
aber die Möglichkeit, innert 30 Tagen eine 
Einsprache zu ergreifen sowie eine vollstän-
dige und unterzeichnete Steuererklärung mit 
allen Belegen einzureichen. In der Regel (aber 

nicht immer) wird das Steueramt auf die 
nachgereichte Steuererklärung eintreten.

• Praxisfall 2 (Nichteinreichung der Steuer-
erklärung und zu tiefe Schätzung): Der 
Steuerpflichtige B hat in einem Jahr mit Boni 
und anderen ausserordentlichen Geldzuwen-
dungen ein wesentlich höheres Einkommen 
(CHF 200 000.00) erzielt als in den Vorjahren. 
Er reicht die Steuererklärung nicht ein und be-
kommt eine Ermessenseinschätzung mit dem 
Betrag von CHF 150 000.00. Es ist aus unserer 
Sicht zu empfehlen, dass der Steuerpflichtige 
B dennoch eine Einsprache einreicht und die 
zu hohen Faktoren korrigiert. Es besteht näm-
lich die Gefahr, dass das Steueramt später auf 
anderem Weg (zum Beispiel bei einer Revision 
des Arbeitgebers von B) erfährt, dass der 
effektive Lohn viel höher war. In diesem Fall 
droht B ein Nachsteuer- und Bussenverfahren.

• Praxisfall 3 (Ermessenseinschätzung 
eines Selbständigerwerbenden bei Ab-
weichung von Branchenkennzahlen): Der 
Steuerpflichtige C hat eine Einzelfirma in einem 
Warenhandelsgeschäft, sein Bruttogewinn 
liegt deutlich unter den Durchschnittswerten 
in seiner Branche. Beim Veranlagungsverfah-
ren kann C keine Angaben über die Reduk-
tion des Bruttogewinns machen. Das Steuer-
amt kann eine Einschätzung des Reingewinns 
vornehmen. Einerseits, wenn die Geschäfts-
bücher nicht vollständig oder formell korrekt 
geführt worden sind, andererseits aber auch, 
wenn das ausgewiesene Ergebnis – selbst bei 
formell einwandfreien Aufzeichnungen – nicht 
mit den branchenüblichen Erfahrenszahlen 
übereinstimmt.

• Praxisfall 4 (Ermessenseinschätzungen 
im Nachsteuerverfahren): Gegen den Steu-
erpflichtigen D ist ein Nachsteuerverfahren für 
frühere, bereits rechtskräftige Steuerjahre er-
öffnet worden wegen Ungereimtheiten in der 
Buchhaltung. Auf die Fragen und Auflagen des 
Steueramts hat er nicht oder nur unzureichend 
reagiert. Das Steueramt kann nach erfolgter 
Mahnung auch im Nachsteuerverfahren eine 
Schätzung der Einkommen (wie auch Ver-
mögenswerte) vornehmen, was unter Um-
ständen für den Steuerpflichtigen D sehr 
teuer werden kann.

Einsprache gegen 

Ermessenseinschät-

zungen: Eine Ein-
schätzung nach 
pflichtgemässem  
Ermessen kann der 
Steuerpflichtige nur 
wegen offensicht - 
licher Unrichtigkeit an-
fechten. Die Einspra-
che ist zu begründen 
und muss allfällige 
Beweismittel nennen 
(siehe §140 Abs. 2 
StG und Art. 132  
Abs. 3 DBG).
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2.2.2 Unsere Empfehlung
Bevor eine Ermessenseinschätzung infolge 
Nichteinreichen der Steuererklärung ausgestellt 
wird, stellt das Steueramt eine Mahnung zu. Es 
ist natürlich zu empfehlen, die Steuererklärung 
noch kurz nach dem Erhalt der Mahnung einzu-
reichen, um weitere Umtriebe zu vermeiden. Wird 
die Steuererklärung trotz Mahnung dennoch 
nicht eingereicht, so wird einige Wochen nach 
der Mahnung eine Ermessenseinschätzung vom 
Kantonalen Steueramt erfolgen und die Faktoren 
für die direkten Steuern des Kantons Zürich und 
des Bundes werden eröffnet. In diesem Fall ist 
es absolut notwendig, so schnell wie möglich 
(spätestens innert 30 Tagen) die Steuererklärung 
mit einer Einsprache einzureichen, und zwar voll-
ständig mit den Originalunterschriften. Denn eine 
Einsprache gegen eine Ermessenseinschätzung 
kann nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit er-
folgen und mit vollständigem Nachweis aller 
wesentlichen Faktoren.

Im Auflageverfahren verlangt das Steueramt meis-
tens Angaben zur Buchhaltung, zum Brutto-
gewinn oder allenfalls Details wie Essensspesen 
mit Kunden etc. Auch wenn wir ein gewisses Ver-
ständnis haben, dass solche arbeitsintensiven 
Detaildarlegungen und Begründungen gegenüber 

dem Steueramt oftmals als mühsam empfunden 
werden, ist es aus unserer Sicht dennoch zu emp-
fehlen, Auflagen vollständig mit möglichst umfas-
sender Dokumentation zu beantworten, um Teil-
ermessensaufrechnungen zu verhindern (siehe 
auch Praxisbeispiel 3). Im Veranlagungsverfahren 
ist die Korrektheit der Buchhaltung darzulegen 
und auch Argumente über Bruttogewinnzahlen 
sind detailliert und so weit wie möglich mit Nach-
weisen zu erbringen. Ähnlich verhält es sich bei-
spielsweise bei den Essensspesen mit Klienten. 
Werden auf diesen Belegen keine Angaben über 
den Kunden und über den Zweck des Essens 
angegeben, so wächst das Risiko, dass solche 
Abzüge nicht gewährt werden und dass es zu 
teilweisen Ermessensaufrechnungen kommt.

Auch im Nachsteuerverfahren (siehe Praxisbei-
spiel 4) sind Auflagen vom Steueramt möglichst 
detailliert und konkret zu beantworten, um grös-
sere Ermessenseinschätzungen zu verhindern. 
Bei einer straflosen Selbstanzeige ist es ebenfalls 
zu empfehlen, nachdeklarierte Einkommen und 
Vermögen möglichst vollständig und mit allen re-
levanten Beilagen (zum Beispiel Bankauszüge) 
einzureichen. Nur so können allfällige Ermessens-
aufrechnungen auch bei einer straflosen Selbst-
anzeige verhindert werden.

FO
TO

: F
O

TO
LI

A
.C

O
M

/S
E

B
R

A



10  •  INFOBULLETIN  •  INFOS AUS DER TREUHANDPRAXIS

2.3.1 Die Praxis
Im letzten Jahr betrug die durchschnittliche Ar-
beitszeit in der Schweiz 42.1 Stunden pro Woche 
(Vollzeiterwerbstätige, Bundesamt für Statistik). 
Damit bei der Arbeitszeiterfassung (Einhaltung 
der Arbeits- und Ruhezeiten) alles nach Recht 
und Ordnung abläuft, haben wir in der Schweiz 
ein dichtes Netz von gesetzlichen Bestimmun-
gen. In diesem Beitrag möchten wir Ihnen dazu 
einen Überblick verschaffen und insbesondere 
die Revision per 1.1.2016 der Verordnung 1 zum 
Arbeitsgesetz erläutern.

Zu Beginn möchten wir die wichtigsten Begriffe 
kurz erörtern:
• Arbeitszeit: Dabei handelt es sich um die 

Zeit, während der Arbeitnehmer seinem Ar-
beitgeber zur Verfügung steht. Der Arbeitsweg 
gilt nicht als Arbeitszeit.

• Ruhezeit: Die Ruhezeit beträgt mindestens 
11 Stunden pro Tag. In bestimmten Situatio-
nen können Sonderbestimmungen angewen-
det werden.

• Ruhetag: Dieser beträgt mindestens 35 auf-
einanderfolgende Stunden pro Woche. Zu-
dem hat der Arbeitnehmer pro Woche min-
destens an einem Halbtag frei.

• Pausen: Es gilt, dass bei einer Arbeitszeit 
von mehr als 5.5 Stunden pro Tag eine Pause 
von mindestens 0.25 Stunden notwendig ist. 
Beträgt die Arbeitszeit mehr als 7 Stunden, 
braucht es eine Pause von mindestens 0.5 
Stunden und bei mehr als 9 Stunden Arbeits-
zeit eine Pause von 1 Stunde.

• Arbeitswoche: Die Arbeitswoche startet am 
Montag und endet am Sonntag. Hierbei muss 
jedoch der Ruhetag (siehe oben) berücksich-
tigt werden.

• Höchstarbeitszeit: Sie beträgt 45 Stunden 
pro Woche für industrielle Betriebe, Büro-
personal, technische und andere Angestellte 
sowie auch für das Verkaufspersonal in Gross-
betrieben des Detailhandels. Für alle anderen 
Arbeitnehmer sind es 50 Stunden pro Woche. 
Ausnahmen sind vorbehalten und werden 
gesondert geregelt.

• Überzeit: Es handelt sich dabei um Arbeits-
zeit, die die gesetzliche Höchstarbeitszeit 
überschreitet. Überzeit muss entschädigt wer-

den (Lohnzuschlag oder Kompensation) und 
ist nur unter gewissen Voraussetzungen zu-
lässig.

• Überstunden: Dabei handelt es sich um Ar-
beitszeit, welche die vertraglich vereinbarte 
Arbeitszeit (zum Beispiel 40 Stunden) über-
schreitet, jedoch nicht die gesetzliche Höchst-
arbeitszeit. Auf eine Entschädigung kann ver-
zichtet werden.

Die Arbeitszeiterfassung wird im Arbeitsgesetz 
(ArG) und in den entsprechenden Verordnungen 
geregelt. Das Ziel des Arbeitsgesetzes ist es, die 
Arbeitnehmer vor gesundheitlichen Beeinträch-
tigungen am Arbeitsplatz zu schützen. Das Ge-
setz verpflichtet den Arbeitgeber, Verzeichnisse 
und andere Unterlagen zu führen, die alle not-
wendigen Angaben für den Vollzug der gesetz-
lichen Grundlagen enthalten. Das bedeutet, dass 
der Arbeitgeber gegenüber den amtlichen Stellen 
(Arbeitsinspektorat) belegen muss, dass er die 
gesetzlichen Bestimmungen zur Arbeitszeit und 
Arbeitszeiterfassung einhält.

Das Arbeitsgesetz und somit auch die Bestim-
mungen zur Arbeitszeiterfassung sind nicht für 
alle Betriebe in der Schweiz massgebend oder 
es sind zusätzliche Gesetzesbestimmungen an-
wendbar. Die Ausnahmen sind in den Artikel 
2 bis 4 des Arbeitsgesetzes geregelt. Darunter 
fallen zum Beispiel Verwaltungen des Bundes, 
Fischereibetriebe und private Haushaltungen. 
Eine weitere Besonderheit sind die höheren lei-
tenden Angestellten. Für diese Arbeitnehmer gilt 
das Arbeitsgesetz nur in Bezug auf die Bestim-
mungen über den Gesundheitsschutz. Die 
gesetz lichen Arbeits- und Ruhezeitvorschriften 
sind jedoch hinfällig. Höhere Angestellte sind 
Arbeitnehmer, die aufgrund ihrer Position und 
der Unternehmensgrösse, Verantwortung und 
Entscheidungsbefugnis bei Unternehmens - 
an gelegenheiten von grosser Tragweite haben 
(Art. 9 ArGV 1). Die Anforderungen sind dem-
nach sehr hoch und werden von Gerichten strikt 
angewendet.

Nach dem bisherigen Recht mussten alle Arbeit-
geber die Arbeitszeit ihrer Arbeitnehmer detailliert 
und lückenlos erfassen (siehe Tabelle weiter hin-

Der Arbeitgeber hat 
die Verzeichnisse oder 
andere Unterlagen, 
aus denen die für den 
Vollzug dieses Geset-
zes und seiner Verord-
nungen erforderlichen 
Angaben ersichtlich 
sind, den Vollzugs- 
und Aufsichtsorganen 
zur Verfügung zu hal-
ten. Im Übrigen gelten 
die Bestimmungen 
des Bundesgesetzes 
vom 19. Juni 1992 
über den Datenschutz 
(Art. 46 ArG).

2.3 ARBEITSZEITERFASSUNG IM ARBEITSRECHT
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ten). Dies entsprach schon seit Längerem immer 
weniger der Realität der heutigen Arbeitswelt. 
Flexible Arbeitszeiten und Modelle sowie der 
schnelle Fortschritt prägen unsere Zeit. Deshalb 
hat der Bundesrat zwei neue Varianten einge-
führt, die per 1.1.2016 in Kraft traten. Ziel ist es, 
sich der Realität der heutigen Arbeitswelt anzu-
nähern und zugleich die Arbeitgeber administra-
tiv zu entlasten. Anhand der nachfolgenden Ta-
belle zeigen wir Ihnen die Eigenheiten der ver-
schiedenen Arten für die Erfassung der Arbeits-
zeit auf sowie die entsprechenden Vorausset-
zungen. Siehe dazu die Tabelle auf Seite 12.

Sowohl beim Verzicht auf die Arbeitszeiterfas-
sung als auch bei der Vereinfachung kann der 
Arbeitnehmer seine Arbeitszeit für sich selber de-
tailliert aufzeichnen. Insbesondere bei der Ver-
einfachung ist der Arbeitgeber verpflichtet, dem 
Arbeitnehmer ein geeignetes Tool für seine Auf-
zeichnung zur Verfügung zu stellen.

Wenn die Voraussetzungen für die Anwendung 
der neuen Varianten nicht zutreffen, muss der 
Arbeitgeber weiterhin die Arbeitszeit seiner Ar-
beitnehmer detailliert und lückenlos erfassen (de-
taillierte Erfassung). Zudem gelten die Bestim-
mungen des Arbeitsgesetzes bezüglich Arbeits- 
und Ruhezeiten (zum Beispiel Einhaltung Ruhe-
zeiten, Pausen etc.) auch weiterhin für Arbeitneh-
mer, die auf eine Erfassung verzichten oder eine 
Vereinfachung in Anspruch nehmen.

Auch mit der Revision der Verordnung 1 zum Ar-
beitsgesetz hat der Arbeitgeber nach wie vor eine 
Dokumentationspflicht für die Arbeitszeit seiner 
Arbeitnehmer. Bei dem Modell Vertrauensarbeits-
zeit geht es jedoch primär um die Erledigung der 
Aufgaben und nicht um die zeitliche Präsenz des 
Arbeitnehmers. Mit diesem Modell würde man 
gänzlich auf die Dokumentation der Arbeitszeit 
verzichten. Es gilt, abzuwarten, ob sich die nächs-
te Revision an einem solchen Modell orientiert.

Verzeichnisse und 
andere Unterlagen 
sind nach Ablauf ihrer 
Gültigkeit für mindes-
tens fünf Jahre auf-
zubewahren (Art. 73 
Abs. 2 ArGV 1).
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1 Siehe Art. 73 ArGV 1 und Wegleitung zur Verord-

nung 1 zum Arbeitsgesetz.

2 Der Verzicht muss zwingend in einem GAV vorge-

sehen sein. Zudem muss der GAV von der Mehr-

heit der repräsentativen Arbeitnehmerorganisa-

tionen unterzeichnet sein und er muss besondere 

Massnahmen für den Gesundheitsschutz und die 

Einhaltung der gesetzlich festgeschriebenen Ru-

hezeiten vorsehen sowie eine interne Anlaufstelle 

für Fragen zu den Arbeitszeiten bezeichnen. Es 

gelten die allgemeinen Grundsätze des GAV-

Rechts.

DETAILLIERTE

ERFASSUNG

VERZICHT AUF

ERFASSUNG

VEREINFACHTE

ERFASSUNG

GESETZLICHE GRUNDLAGE

Art. 73 ArGV 1 Art. 73a ArGV 1 (neu) Art. 73b ArGV 1 (neu)

VORAUSSETZUNGEN

Keine, sofern keine andere 
Variante angewendet werden 
kann

GAV (Gesamtarbeitsvertrag) 2 
und nur für bestimmte Arbeit-
nehmer 3

Vereinbarung 4 und nur für 
bestimmte Arbeitnehmer 5

DOKUMENTATIONSPFLICHT (VERZEICHNISSE UND UNTERLAGEN)

• Geleistete (tägliche und 
wöchentliche) Arbeitszeit, 
inkl. Ausgleichs- und Über-
zeitarbeit sowie ihre Lage

• Gewährte wöchentliche 
Ruhe- oder Ersatzruhe-
tage, soweit diese nicht 
regelmässig auf einen 
Sonntag fallen

• Lage und Dauer der 
Pausen von einer halben 
Stunde und mehr

• etc. 1

• GAV

• Lohnangaben der Arbeit-
nehmer, die auf die Erfas-
sung verzichten

• Verzichtserklärung der 
Arbeitnehmer, die auf die 
Erfassung verzichten

• Geleistete tägliche 
Arbeitszeit

• Anfang und Ende der 
Einsätze bei Nacht- und 
Sonntagsarbeit

• Vereinbarungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer

• Endjahresgespräche 
(MA-Gespräche)

3 Voraussetzungen für Arbeitnehmer, die kumulativ 

erfüllt sein müssen:

• Grosse Arbeitszeit- und Gestaltungsautonomie. 

Gilt für Arbeitnehmende (wie zum Beispiel höhe-

res Kader, Projektleiter etc.), die selbständig be-

stimmen können, wie und auf welche Weise sie 

die Arbeiten ausführen und organisieren möch-

ten. Ausserdem müssen sie die Arbeits- und 

auch die Ruhezeiten selber festlegen können. 

Gemäss Angaben des Staatssekretariats für 

Wirtschaft (SECO) bedarf es eine frei bestimm-

bare Arbeitszeit von mindestens 50 Prozent.

• Bruttojahreseinkommen (inklusive Bonus) 

> CHF 120 000.00. Es ist der AHV-pflichtige 

Tabelle: Eigenheiten der verschiedenen Arten für die Erfassung der Arbeitszeit
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Lohn des Vorjahres massgebend. Bei Teilzeit 

muss der Betrag entsprechend reduziert wer-

den. Der Betrag von CHF 120 000.00 richtet 

sich nach dem versicherten Verdienst des Un-

fallversicherungsgesetzes. Dieser beträgt per 

1.1.2016 CHF 148 200.00.

• Individuelle und schriftliche Zustimmung des 

Arbeitnehmenden (Verzichtserklärung). Verein-

barung mit einem jährlichen Widerrufsrecht, 

sowohl für den Arbeitnehmer als auch für den 

Arbeitgeber.

4 Voraussetzungen Vereinbarungen:

• Kollektive Vereinbarung: Vereinbarung zwi-

schen dem Arbeitgeber und der Arbeitneh-

mervertretung (Personalkommission, Gewerk-

schaft). Diese muss nach der Ausarbeitung 

den Arbeitnehmern zur Genehmigung unter-

breitet werden. Die Zustimmung der Mehrheit 

der Arbeitnehmer ist massgebend. Die Verein-

barung muss Folgendes enthalten: Für welche 

Stellen die Vereinfachung gilt, Massnahmen 

für die Einhaltung der gesetzlich festgeschrie-

benen Arbeits- und Ruhezeiten und ein pari-

tätisches Verfahren, mit dem die Einhaltung 

der Vereinbarung sichergestellt wird.

• Individuelle Vereinbarung: Bei Betrieben mit 

< 50 Arbeitnehmer können individuelle Verein-

barungen getroffen werden. Massgebend für 

die Richtgrösse sind die Personen und nicht 

die Stellenprozente. Des Weiteren muss ein 

jährliches Endjahresgespräch (MA-Gespräch) 

geführt und dokumentiert werden, welches 

das Thema Arbeitsbelastung behandelt. Wie 

bei der kollektiven Vereinbarung muss die 

Vereinbarung Massnahmen für die Einhaltung 

der gesetzlich festgeschriebenen Arbeits- und 

Ruhe zeiten enthalten.

5 Voraussetzungen für Arbeitnehmer:

• Bedeutende Arbeitszeitautonomie: Der Ar-

beitnehmer (zum Beispiel im mittleren und obe-

ren Kader etc.) muss über eine bedeutende 

Arbeitszeitautonomie verfügen. Gemäss An-

gaben des Staatssekretariats für Wirtschaft 

(SECO) mindestens 25 Prozent frei bestimm-

bare Arbeitszeit. Bei der Beurteilung, ob das 

Kriterium bezüglich der Arbeitszeitautonomie 

erfüllt ist, sind die Blockzeiten und die weiteren 

zeitlichen Vorgaben, wie zum Beispiel obliga-

torische Sitzungen ausserhalb der Blockzeiten, 

Dienstreisen etc., entscheidende Faktoren.

2.3.2 Unsere Empfehlung
Ein zentraler Punkt im Zusammenhang mit der 
Arbeitszeiterfassung ist die korrekte Dokumenta-
tion. Wir empfehlen Ihnen, die Verzeichnisse und 
Unterlagen regelmässig mit den gesetzlichen Be-
stimmungen abzugleichen und gegebenenfalls 
zu aktualisieren, damit bei einer allfälligen Kon-
trolle keine negativen Folgen eintreten. Das 
Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) stellt dies-
bezüglich auf seiner Homepage viele nützliche 
Informationen zur Verfügung. Gerne helfen auch 
wir bei Fragen und Unklarheiten weiter.

Anhand der oben aufgeführten Tabelle können 
Sie als Arbeitgeber überprüfen, ob ein Verzicht 
oder eine Vereinfachung möglich ist. Gemäss 
Einschätzungen von Experten ist die administ-
rative Entlastung gering und die neuen Varianten 
kommen vor allem denjenigen Branchen zugute, 
die bereits sehr gut organisiert sind. Das Staats-
sekretariat für Wirtschaft (SECO) schätzt, dass 
weniger als 10 Prozent der Arbeitnehmer die 
Voraussetzungen für einen Verzicht erfüllen. 
Es gilt, die Vor- und Nachteile im Detail anzu-
schauen.

Aus der Sicht der Arbeitnehmer haben die Än-
derungen nur indirekt eine Auswirkung und auch 
nur im Fall eines Verzichts oder einer Verein-
fachung. Auch in einem solchen Fall haben die 
Arbeitnehmer, wie oben erwähnt, die Möglichkeit, 
ihre Arbeitszeit selbst detailliert aufzuzeichnen.

www.seco.admin.ch: 

Hier finden Sie weitere 
Informationen zum 
Thema Arbeitszeit 
(unter Arbeit/Arbeit-
nehmerschutz/Arbeits- 
und Ruhezeiten/ 
Arbeitszeiterfassung) 
sowie nützliche Unter-
lagen (zum Beispiel 
Modalitäten der 
Arbeitszeiterfassung).
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schäftsführung (GF). Wir gehen in diesem Fach-
beitrag von KMU aus, welche in der Regel 1 bis 
20 Mitarbeitende haben, allenfalls kann dieser 
Fachbeitrag auch etwas grössere KMU-Unter-
nehmen betreffen. Insbesondere im kleineren 
KMU-Umfeld (bis 10 Mitarbeitende) ist die Situ-
ation häufig anzutreffen, dass der Geschäftsin-
haber gleichzeitig Verwaltungsrat/Geschäftsfüh-
rer ist und auch noch die Geschäftsleitung inne-
hat. Diese Personalunion führt häufig dazu, dass 
das operative Alltagsgeschäft Vorrang hat und 

Viele KMU-Inhaber führen ihren Betrieb nicht als 
Einzelunternehmen oder Kollektivgesellschaft, 
sondern als juristische Person vor allem wegen 
der Haftungsbegrenzung. Wählen sie die Gesell-
schaftsform der Aktiengesellschaft (AG), so 
schreibt der Gesetzgeber vor, dass zwingend ein 
Verwaltungsrat (VR) als oberstes Organ gestellt 
werden muss. Entscheidet sich der KMU-Unter-
nehmer für eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH), so ist das oberste Organ ge-
mäss den gesetzlichen Bestimmungen die Ge-

3.1 EINLEITUNG

3 VERWALTUNGSRAT UND 
GESCHÄFTSFÜHRER IN KMU
Die Aufgaben des Verwaltungsrats (bei der AG) und der Geschäftsführung 

(bei der GmbH) werden im heutigen Marktumfeld anspruchsvoller.  

Das Hinzuziehen von externen Organen oder Beratern kann helfen, 

die Zukunft des eigenen Unternehmens zu sichern.
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3.2 ORGANSTELLUNG UND GESCHÄFTSLEITUNG

strategische, auf die Zukunft des Unternehmens 
ausgerichtete Überlegungen oftmals in den Hin-
tergrund rücken. Im heutigen Marktumfeld än-
dern sich Gesellschaft, Technologie und Politik 
in rasantem Tempo. Verwaltungsräte und Ge-
schäftsführer als oberste Organe müssen diese 
neuen Herausforderungen immer schneller be-
wältigen. Dies erfordert vom obersten Führungs-
organ mehr Professionalität, Agilität und auch 
die nötige Zeit, sich mit strategischen Fragen 
auseinanderzusetzen.

Wir gehen in diesem Fachbeitrag vorerst von der 
Organstellung und Geschäftsleitung aus, wie sie 
vom Gesetzgeber vorgesehen sind, um ein bes-
seres Verständnis über die verschiedenen und 

unterschiedlichen Aufgaben darzustellen. Wir be-
fassen uns mit der Zusammensetzung des VR 
und GF und mit der damit zusammenhängenden 
Frage, ob es externe Organe braucht oder allen-
falls Berater oder Beiräte.

Vor allem in kleineren KMU fehlt den Inhabern 
oftmals das detaillierte Wissen, welche Aufgaben 
der Verwaltungsrat und Geschäftsführer haben. 
Mit dieser Thematik befassen wir uns in Ziffer 3.4. 
Auch das Darlegen der weiteren Verantwortung 
(Ziffer 3.5) und der Haftungsprävention (siehe 
nachstehende Ziffer 3.6) soll in diesem Fachbei-
trag behandelt werden, auch wenn die Fragen 
der Verantwortlichkeit des VR oder der GF nicht 
Schwerpunkt von diesem Fachbeitrag sind.

Revisionsrecht 2008 
(siehe Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 31 vom Januar 
2008).

3.2.1 Einleitung
Organe sind, generell gesagt, Personen, die für 
eine Gesellschaft nach aussen handelnd auftre-
ten, wie etwa Verwaltungsrat einer AG und der 
Geschäftsführer einer GmbH. Mit Organ ist daher 
der nach aussen auftretende Funktionsträger, 
das Exekutivorgan, gemeint. Wer Organ eines 
Unternehmens ist, untersteht der Organhaftung 
mit der Konsequenz, dass er persönlich für ent-
standenen Schaden mit seinem ganzen Privat-
vermögen zu haften hat (allerdings in der Regel 
nur bei schuldhaftem Verhalten). Fehlt der Or-
ganstatus (zum Beispiel bei leitenden Angestell-
ten, die nicht Verwaltungsrat sind), so entfällt 
auch die strenge Organhaftung.

Geschäftsleiter, welche operative Führungsauf-
gaben haben, sind meistens ebenfalls nicht Or-
gane und haben auch eine andere Aufgabenstel-
lung als die obersten Organe einer juristischen 
Person.

Der Vollständigkeit halber ist noch darauf hinzu-
weisen, dass auch die Revisionsstelle als Organ 
einer Gesellschaft (zum Beispiel bei einer AG oder 
GmbH) betrachtet wird. Allerdings besteht die 
Pflicht zur Ernennung einer Revisionsstelle so-
wohl bei der AG wie auch bei der GmbH erst ab 
10 Vollzeitangestellten. Das Thema Revisions-
stelle ist nicht Schwerpunkt von diesem Fach-
beitrag.

3.2.2 Bestellung der Organe
Verwaltungsräte bei der AG und Geschäftsführer 
bei der GmbH werden im zuständigen kantona-
len Handelsregister eingetragen. Es ist also ge-
gen aussen ersichtlich, welche Personen Exeku-
tivorgan sind. Auch die Unterschriftsregelungen 
(Einzelzeichnungsberechtigung oder Kollektiv-
unterschrift) ist gemäss Handelsregistereintrag 
ersichtlich und kann bei der Firmensuche leicht 
herausgefunden werden.

Es gibt in der Praxis aber auch Fälle, bei denen 
Organe nicht im Handelsregister eingetragen 
sind, aber dennoch an massgeblichen Ge-
schäftsentscheidungen mitwirken, man spricht 
in diesem Zusammenhang von faktischen Orga-
nen. Nach der Rechtssprechung sind faktische 
Organe Personen, die die Geschäftsführung be-
sorgen, die Willensbildung der Gesellschaft 
massgeblich beeinflussen und Entscheidungen 
fällen. Diese Personen haften in der Praxis ge-
nauso wie die eingetragenen Organe, wobei die 
Abgrenzungen in der Praxis nicht immer einfach 
sind. Falls externe Berater ebenfalls aktiv mitent-
scheiden und mitwirken, können sie als faktische 
Organe gelten. Wenn hingegen die Entscheide 
nur vorbereitet und nur Beratungsfunktionen ein-
genommen werden, ist die faktische Organschaft 
(und damit zusammenhängend auch die gleiche 
Haftung wie bei einem im Handelsregister einge-
tragenen Organ) in der Regel nicht gegeben.

www.zefix.ch 

(Firmensuche 
schweizweit mit Dar-
legung der Exekutiv-
organe einer Firma)



Generalversammlung (GV) 
(Aktionäre/Eigentümer)

• Zentrale Entscheide
• Wahl VR
• Wahl Revisionsstelle
• Entlastung VR
• Gewinnverwendung

• Statuten
• Aktionärsbindungs- 
   vertrag

• Geschäftsbericht
• Finanzbericht
• Weitere Berichte
• Anträge

Verwaltungsrat (VR)
(Oberleitung, strategische Führung, Oberaufsicht)

• Strategie/ 
   Geschäftspolitik
• Organisation/Systeme
• Personal
• Finanzen/Risiko
• Aufsicht

• Organisations- und 
   Geschäftsreglement
• Kompetenzordnung
• Strategie/Risikopolitik

• Reporting
• Weitere Berichte
• Anträge

Geschäftsleitung (GL)
(Operative Führung)

Regelung des Tagesgeschäfts, wie zum Beispiel Durchsetzung der Berufsgrundsätze, 
Entscheidungen über Auftragsannahme und -beendigung, Planung der Aufträge 
und Prozesse, Führung der Mitarbeitenden, Überwachung der Abwicklung der einzelnen 
Mandate, Produktionen und Prozessabwicklungen etc.

Revisionsstelle (RS)

Die Pflicht dazu besteht erst ab 10 Vollzeitangestellten bei KMU (für eine eingeschränkte 
Revision), ordentliche Revisionen bei wesentlich grösseren Firmen.
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3.2.3 Aktiengesellschaft (AG)
Bei der AG sind die Generalversammlung (GV), 
der Verwaltungsrat (VR), die Geschäftsleitung (GL) 
und die Revisionsstelle (RS) in der unten  stehen den 
Grafik dargestellt.

Grafik 1: Organe und Geschäftsleitung bei der AG



Gesellschafterversammlung (GV) 
(Stammanteilinhaber/Eigentümer)

• Zentrale Entscheide
• Wahl GF
• Wahl Revisionsstelle
• Entlastung GF
• Gewinnverwendung

• Statuten
• Gesellschafter- 
   bindungsvertrag

• Geschäftsbericht
• Finanzbericht
• Weitere Berichte
• Anträge

Geschäftsführung (GF)
(Oberleitung, strategische Führung, Oberaufsicht)

• Strategie/ 
   Geschäftspolitik
• Organisation/Systeme
• Personal
• Finanzen/Risiko
• Aufsicht

• Organisations- und 
   Geschäftsreglement
• Kompetenzordnung
• Strategie/Risikopolitik

• Reporting
• Weitere Berichte
• Anträge

Geschäftsleitung (GL)
(Operative Führung)

Regelung des Tagesgeschäfts, wie zum Beispiel Durchsetzung der Berufsgrundsätze, 
Entscheidungen über Auftragsannahme und -beendigung, Planung der Aufträge 
und Prozesse, Führung der Mitarbeitenden, Überwachung der Abwicklung der einzelnen 
Mandate, Produktionen und Prozessabwicklungen etc.

Revisionsstelle (RS)

Die Pflicht dazu besteht erst ab 10 Vollzeitangestellten bei KMU (für eine eingeschränkte 
Revision), ordentliche Revisionen bei wesentlich grösseren Firmen.
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3.2.4 Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung (GmbH)

Bei der GmbH sind die Gesellschafterversamm-
lung (GV), die Geschäftsführung (GF), die Ge-
schäftsleitung (GL) und die Revisionsstelle (RV) 
in der unten stehenden Grafik dargestellt.

Grafik 2: Organe und Geschäftsleitung bei der GmbH
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3.3.1 Zusammensetzung in der Praxis
Gemäss statistischen Erhebungen ist in der Pra-
xis zu beobachten, dass Kleinunternehmen von 
1 bis 50 Mitarbeitenden durchschnittlich 2 bis 3 
Verwaltungsräte respektive Geschäftsführer 
haben, vereinzelt ist die Anzahl dieser Personen 
auch grösser oder kleiner. Wesentlicher für KMU-
Betriebe ist aber die Feststellung, dass der 
Hauptaktionär vor allem bei kleineren KMU 
gleichzeitig Verwaltungsratspräsident ist und 
auch die Geschäftsleitung im operativen Ge-
schäft innehat. Vielfach werden als weitere Exe-
kutivorgane noch Familienmitglieder (zum Bei-
spiel die Ehefrau) gewählt. Eine solche Personal-
union kann auch betriebsblind machen und es 
stellt sich bei der Zusammensetzung des VR und 
der GF die Frage, mit welchen Personen und mit 
welcher Anzahl ein Verwaltungsrat respektive 
eine Geschäftsführung besetzt werden muss.

3.3.2 Alltagsgeschäft versus Strategie
• Von KMU-Unternehmern ist oft die verständ-

liche Meinung zu hören, dass wohl über künf-
tige Entwicklungen des Unternehmens ab und 
zu nachgedacht wird (typisch strategische Auf-

gaben, dazu gehört allenfalls auch die Ge-
schäftsnachfolgeregelung), es fehle aber oft die 
Zeit für die intensive Auseinandersetzung mit 
der Zukunft. Kundenaufträge und das opera tive 
Geschäft haben eindeutig Vorrang und dies ver-
deutlicht auch das in der Praxis vorhandene 
Problem; nämlich, dass oftmals die Zeit fehlt, 
sich mit zukünftigen Entwicklungen strategisch 
auseinanderzusetzen, man hält im operativen 
Tagesgeschäft an alten Gewohnheiten fest. Im-
merhin hat nach unseren Feststellungen bei 
vielen KMU-Inhabern ein Umdenken stattge-
funden und den strategischen Aufgaben wird 
vermehrt besonderes Augenmerk geschenkt.

• Viele KMU-Unternehmer sind im Alter von 
«über 50» und daher auch mit dem Thema der 
Geschäftsnachfolge konfrontiert. Dabei han-
delt es sich um eine strategische Aufgabe, wel-
che in den Zuständigkeitsbereich des VR und 
der GF geht. Es stellt sich daher auch die Fra-
ge, wie der Verwaltungsrat respektive die Ge-
schäftsleitung beim Ausfall des Patrons be-
setzt ist. Stirbt der Patron unverhofft oder wird 
er urteilsunfähig, so muss ebenfalls die Stra-

3.3 ZUSAMMENSETZUNG DES VR/DER GF
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Regelungsbedarf bei 

Handlungsunfähig-

keit (siehe Fachbeitrag 
in unserem Infobulletin 
Nr. 46 vom August 
2015).

Willensvollstrecker 

in anspruchsvollen 

Umfeldern (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 37 
vom Januar 2011).

Geschäftsnachfolge 

bei KMU (siehe Fach-
beitrag in unserem 
Infobulletin Nr. 42 vom 
August 2013).

tegie, welche auf das Weiterbestehen des Un-
ternehmens ausgerichtet wird, festgelegt wer-
den. Falls die Handlungsunfähigkeit eintreten 
sollte, hilft der Abschluss eines Vorsorgeauf-
trags, im Ablebensfall des Geschäftsführers 
sollte in einem Testament klar festgelegt wer-
den, was mit dem KMU zu geschehen hat. 
Dabei hilft es, einen Willensvollstrecker einzu-
setzen, welcher auch über unternehmerische 
Vorkommnisse Kenntnisse hat. Mit all diesen 
Themen haben wir uns in früheren Fachbeiträ-
gen befasst (siehe Hinweise nebenstehend).

• Aus unserer Sicht ist es hilfreich, die verschie-
denen Aufgaben der Organe und der Ge-
schäftsleitung einer AG (siehe grafische Dar-
stellung in vorstehender Ziffer 3.2.3) oder einer 
GmbH (siehe Grafik in Ziffer 3.2.4) auseinan-
derzuhalten. Auch die zusätzliche Konkretisie-
rung dieser verschiedenen Aufgaben in einem 
Organisationsreglement kann von Nutzen 
sein. Um es allerdings klar zu sagen, der VR 
ist vom Grundsatz her ein strategisches Gre-
mium, während die GF für das operative Ta-
gesgeschäft zuständig ist. Auch wenn diese 
Aufgaben ineinanderfliessen können, so ist es 
aus unserer Sicht unerlässlich, bei der Fest-
legung von zukunftsorientierten Strategien aus 
dem «Hamsterkäfig» des Alltagsgeschäft he-
rauszutreten und mit externen Verwaltungs-
räten, Beratern oder Beiräten die «Adlerper-
spektive» zu suchen, um Strategien für die 
Zukunftssicherung des Betriebs zu kreieren. 

3.3.3 Vorteile eines externen VR/GF, 
Beraters oder Beirats

• Das Beiziehen eines externen Verwaltungsrats 
respektive Geschäftsführers hat den grossen 
Vorteil, dass diese Person eine unabhängige 
Aussensicht in einen KMU-Betrieb bringen 
kann. Eine solche externe Person ist ein wich-
tiger Sparringspartner für strategische Aufga-
ben und bietet die Chance, zusätzliches Know-
how für die Zukunftsgestaltung des Unterneh-
mens von aussen hereinzubringen. Dies be-
dingt aber auch eine Offenheit seitens des 
Unternehmers, sich mit zukünftigen Entwick-
lungen seines Betriebs kritisch auseinander-
zusetzen. Diese externen Personen sind nicht 
im Alltagsgeschäft involviert und haben mit 
dem operativen Geschäft (Geschäftsleitung) in 
der Regel nichts zu tun. In der Praxis ist zu 

beobachten, dass die jährlichen Entschädi-
gungen für solche externen Organe in der Re-
gel CHF 3000.00 bis 10 000.00 ausmachen. 
Es gibt jährlich 3 bis 6 Sitzungen und eine sol-
che externe Organschaft kann auch während 
des Jahres bei brennenden Fragen heran-
gezogen werden. Hinsichtlich Anforderungs-
profil ist zu erwähnen, dass es einerseits si-
cherlich von Vorteil ist, wenn die gewünschte 
Person auch unternehmerische Erfahrung hat 
(zum Beispiel mit dem eigenen KMU-Betrieb) 
und/oder auch konkrete Branchenkenntnisse 
besitzt. Diese sind aber nicht zwingend erfor-
derlich für strategische Aufgaben. Andererseits 
sollte aus der Sicht des KMU-Unternehmers 
eine solche Person auch zwischenmenschlich 
gut zum Betrieb und zur Person des Klein- und 
Mittelunternehmers passen, um eine beidsei-
tig gute Zusammenarbeit zu erwirken. Wird ein 
externer Verwaltungsrat (bei der AG) oder ein 
externer Geschäftsführer (bei der GmbH) ge-
wählt, so untersteht diese externe Person auch 
der Organhaftung (siehe dazu mehr in nach-
stehenden Ziffern 5 und 6).

• Der Verwaltungsrat bei der AG und das Gre-
mium der Geschäftsführung bei der GmbH 
sollte unseres Erachtens bei KMU-Betrieben 
nicht zu gross sein, also sicherlich nicht mehr 
als 5 Personen. Ideal ist je nach Betriebsgrös-
se ein Gremium von 2 bis 4 Mitgliedern, diese 
sollten aber auch aktiv an den Aufgaben mit-
wirken und nicht nur pro forma (oder weil sie 
Familienmitglieder sind) gewählt werden.

• Jene KMU, für welche die Einsetzung eines VR 
oder GF zu weit geht, können die enge Zusam-
menarbeit mit einem oder mehreren Beratern 
in Betracht ziehen. Diese wirken nicht aktiv an 
den Beschlüssen mit und haben rein beraten-
de Funktionen oder Vorschläge zur Umsetzung 
von Ideen, die aber der Unternehmer selber 
und alleine zu entscheiden hat. Unter solchen 
Vorgaben besteht für den Klein- und Mittel-
unternehmer immer noch ein weitgehendes 
Selbstbestimmungsrecht und für den Berater 
entsteht nicht die Gefahr einer Organhaftung. 
Ob das Einsetzen von solchen Beratern in der 
Praxis wirklich etwas bringt, ist umstritten und 
kann wohl nur von Fall zu Fall beantwortet 
werden. Wichtig ist auf jeden Fall, dass die Sit-
zungen mit externen Beratern institutionalisiert 
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werden mit jährlich 3 bis 6 Sitzungen und dass 
vor allem auch der Schwerpunkt auf strategi-
sche Fragen zwecks Zukunftsabsicherung des 
Betriebs gerichtet wird. Es können auch ver-
schiedene, unabhängig voneinander existie-
rende Beratergruppen in Betracht gezogen 
werden (zum Beispiel solche aus den eigenen 
Berufskreisen oder völlig externe Unterneh-
mensberater, welche den Schwerpunkt auf 
strategische Aufgaben richten). Das wichtigs-
te Ziel bleibt immer das gleiche: Der KMU-
Unternehmer sollte sich im ständig anspruchs-
volleren Marktumfeld Zeiteinheiten mit exter-
nen Sparringspartnern einrichten, welche auf 
die Weiterleitung und Zukunftssicherung des 
Unter nehmens ausgerichtet sind.

• In der Praxis sind nebst den Beratern auch 
Beiräte anzutreffen. Ein Beirat besteht aus ver-
schiedenen Personen, die jedoch nach Aus-
sen hin nicht als Zugehörige des Unterneh-
mens in Erscheinung treten. Sie sind genauso 
wenig wie die Berater im Handelsregister als 
Exekutivorgan einzutragen. Der Beirat kann 
verschiedene, im Voraus definierte Themen 
abdecken. Zum Beispiel Marktanalysen, Ak-
quisitionstätigkeiten etc. Auch bei der Thema-
tik des Beirats gilt das Gleiche wie beim Be-
rater: Es braucht die Bereitschaft seitens des 
Unternehmers, sich Zeit für strategische Auf-
gaben zu nehmen und offen zu sein für eine 
kompetente Aussensicht zwecks Weiterent-
wicklung des eigenen Unternehmens.

3.3.4 Organisatorische Aspekte und 
Protokolle

Mit externen Verwaltungsräten und Geschäfts-
führern sind unter Umständen neue Organisa-
tionsreglemente zu erstellen (oder bisherige an-
zupassen). Wichtig ist auch, dass eine Jahresa-
genda erstellt wird (dies gilt für externe Organe 
genauso wie für Berater und Beiräte) und dass 
auch die Aufgaben in einem Betrieb genau um-
schrieben werden mit einer klaren Trennung zwi-
schen den Aufgaben des Verwaltungsrats res-
pektive Geschäftsführers und der Geschäftslei-
tung. Das Vorbereiten der Sitzungen mit Traktan-
denlisten gehört genauso wie die professionelle 
Protokoll erstellung zur wichtigen organisatori-
schen Vorkehrung, um einen optimalen Nutzen 
für die Zukunftssicherung des Unternehmens her-
beizuführen. Die detaillierte Protokollführung er-
laubt es, allfällige Entwicklungen und Umsetzun-
gen der Strategien über Jahre zu verfolgen und 
ausgehend von bisherigen Erkenntnissen allen-
falls neue Strategien zu kreieren. Sollte der KMU-
Unternehmer zum Schluss kommen, dass der 
konkrete externe Verwaltungsrat/Geschäftsführer 
nichts oder wenig bringt, besteht in der Regel im 
Rahmen des freien Auftragsverhältnisses – auch 
ohne nennenswerte Probleme – die Möglichkeit, 
solche Vertragsverhältnisse wieder aufzulösen 
und neue externe Kräfte zu suchen. Der KMU-
Unternehmer ist daher weniger angebunden als 
zum Beispiel bei Arbeitsverhältnissen mit leiten-
den Angestellten, welche klare Kündigungsfristen 
und Arbeitgeberpflichten beinhalten.

3.4 AUFGABEN DES VR/DER GF

3.4.1 Oberleitung der Gesellschaft und  
Erteilung der nötigen Weisungen

Die Oberleitung der Gesellschaft ist eine nicht 
übertragbare und delegierbare Aufgabe des Ver-
waltungsrats (bei der AG) und Geschäftsführers 
(bei der GmbH). Die Oberleitung bedeutet u. a.:
• Entwicklung der strategischen Ziele der 

Gesellschaft: Die Strategie ist Teil einer ge-
samten Unternehmensplanung, wir verweisen 
auf die nebenstehende Grafik 3.

• Festlegung der Mittel, um diese Ziele zu 
erreichen: Bei Strategiekonzepten geht es 
zumeist um 3 zentrale Fragen, die es zu be-
antworten gilt:

– Was? Was für ein Ziel respektive welcher 
Zielhafen soll angesteuert werden (die Sym-
bolik des Schiffes eignet sich gut für diese 
Themen)?

– Wie? Wie soll der Zielhafen angesteuert 
werden, auf welchen Routen, mit welchen 
Verfahren?

– Womit? Womit soll der Zielhafen erreicht 
werden, mit welchem Schiff, mit welchen 
finanziellen Mitteln, mit welchem Team?

• Kontrolle der Geschäftsführungsorgane: 
Im Hinblick auf die Verfolgung der festgelegten 
Unternehmensziele.

Unternehmenspla-

nung mit Balanced 

Scorecard (siehe 
unser Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 19 vom Januar 
2002).

Gesetzliche Grund-

lagen (hinsichtlich 

Aufgaben des VR 

und der GF), OR Art. 
716a Ziff. 1–7 (für die 
AG) und OR Art. 810, 
Abs. 2 Ziff. 1–7 
(für die GmbH)



• Chancen
• Gefahren

Marktanalyse
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3.4.2 Festlegung der Organisation
Um die Oberleitung der Gesellschaft zu verwirk-
lichen, muss das Unternehmen hinreichend vom 
VR respektive der GF organisiert sein. Es geht 
dabei im Wesentlichen um folgende Themen:
• Hierarchische Strukturen festlegen inner-

halb einer Gesamtorganisation: Typische 
Regelungspunkte für ein KMU können Sie 
aus der unten stehenden Grafik Nr. 4 ent- 
nehmen.

• Aufgaben zuweisen und abgrenzen: Aus-
gehend von der Grafik Nr. 4, ist es wichtig, 
für jedes Organ – abgeleitet vom Gesetz – 
Aufgaben aufzulisten und abzugrenzen, um 
eine wirklich professionelle Organisations-
struktur innerhalb von einem KMU zu finden. 
Dabei ist hinsichtlich Umfang immer auch auf 
die Grösse des KMU abzustellen.

• Verfassen von diversen Regulativen: Jede 
juristische Person muss zwingend Statuten 

Grafik 3: Unternehmensplanung für einen KMU-Betrieb

Grafik 4: Organisationsgrundlagen für einen KMU-Betrieb

• Stärken
• Schwächen

Unternehmens- 

analyse

Kontrolle der Umsetzung, Analyse von Abweichungen

Absicherung und Erneuerung der Unternehmensplanung

• Unternehmenskultur
• Unternehmenspolitik
• Erstellen Visionen
• Ableiten der Strategien
• Erfolgsfaktoren nach Kunden, 

MA, Prozesse, Finanzen
• Zielformulierung/ 

Messgrössen
• Umsetzung/Massnahmen

Mission/Vision/ 

Strategie

Muster AG

Muster GmbH

Statuten
Aktionärsbindungsvertrag (AG)

Gesellschafterbindungsvertrag (GmbH)

Qualitäts- 

 sicherung

Organisations- 

reglement

Anstellungs-

verträge/GAV

Div. Qualitäts-

vorgaben je nach 

Branche

Spesenreglement Stellenbeschrieb
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Aktionärbindungs- 

und Gesellschafter-

bindungsverträge 

(siehe Infos 2.1 aus 
der Treuhandpraxis in 
unserem Infobulletin 
Nr. 43 vom Januar 
2014).

haben, ein Aktionärbindungsvertrag (welcher 
freiwillig abgeschlossen werden kann) regelt 
die Rechte und Pflichten der Aktionäre unter-
einander. Das Organisationsreglement regelt 
die Kompetenzen und Pflichten des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung und je 
nach Branche gibt es auch Qualitätssiche-
rungssysteme, die auf den konkreten Betrieb 
abgestellt werden müssen. Spesenreglemen-
te, Anstellungsverträge und Stellenbeschriebe 
gehören ebenfalls zu den wichtigen, organisa-
torischen Grundstrukturen eines KMU.

3.4.3 Ausgestaltung des Rechnungs- 
wesens der Finanzkontrolle und der 
Finanzplanung

Als ebenfalls nicht delegierbare Aufgabe des VR 
bzw. der GF gehört die Ausgestaltung des Rech-
nungswesens. Das oberste Organ hat die ge-
samte Finanzverantwortung. Diese umfasst im 
Wesentlichen:
• Rechnungswesen: Finanzbuchhaltung, 

Kapital- und Mittelflussrechnung.
• Finanzplanung: Sicherstellung der Mittel 

(Liquidität).
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• Finanzkontrolle: Sicherstellung der Recht-
mässigkeit und der Ordnungsmässigkeit der 
finanziellen Abläufe, dazu gehören auch 
Kenntnisse über die aktuellen gesetzlichen 
Grundlagen.

3.4.4 Ernennung und Abberufung der 
mit der Geschäftsführung und der 
Vertretung betrauter Personen

Auch die Ernennung und die Abberufung der mit 
der Geschäftsführung und Vertretung betrauten 
Personen gehören zu den Aufgaben des VR und 
der GF. Diese Aufgaben beinhalten unter ande-
rem auch die Bestellung der Direktoren und die 
Ernennung sämtlicher Zeichnungsberechtigten.
Statuten und Organisationsreglemente können 
vorsehen, dass der Verwaltungsrat die Ge-
schäftsführung vollumfänglich an die Geschäfts-
leitung einer Gesellschaft überträgt.

3.4.5 Oberaufsicht über die mit der Ge-
schäftsführung betrauten Personen

Die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsfüh-
rung betrauten Personen, namentlich im Hinblick 
auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, Regle-

Kontorahmen 2015 

(siehe Infos 2.3 aus 
der Treuhandpraxis in 
unserem Infobulletin 
Nr. 45 vom Januar 
2015).
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mente und Weisungen, wird vom Gesetzgeber 
so vorgeschlagen und betont. In der Praxis ist es 
aber ebenso wichtig, die materielle Überprüfung 
der Geschäftsführung auf die Zweck mässigkeit 
der getroffenen Entscheidungen und nach unter-
nehmerischen Kriterien (wird die Strategie umge-
setzt?) vorzunehmen. Diese Bestimmung ist vor 
allem dann wichtig, wenn der VR respektive die 
GF die Geschäftsführung delegiert hat. 

3.4.6 Erstellen des Geschäftsberichts
Die Erstellung des Geschäftsberichts sowie die 
Vorbereitung der Generalversammlung/Gesell-
schafterversammlung und die Ausführung ihrer 
Beschlüsse gehören zu den zentralen Aufgaben, 
diese umfassen im Wesentlichen:
• Berichterstattung an Aktionäre/Stammanteil-

inhaber und Dritte.
• Korrekte Einberufung der reibungslosen 

Durchführung der GV, Anträge zu Traktanden.
• Als Exekutivorgan muss die Durchführung der 

Beschlüsse durch eine angemessene Orga-
nisation, die Erteilung der nötigen Weisungen 
und durch Kontrollen sichergestellt werden.

3.4.7 Handeln bei Überschuldung
Gemäss klaren gesetzlichen Grundlagen ist der 
Verwaltungsrat respektive die Geschäftsführung 
zur Benachrichtigung des Richters im Falle der 
Überschuldung verpflichtet. Um solche Situatio-
nen überhaupt zu erkennen, hat das Exekutiv-
organ im Rahmen seiner Pflicht zur Ausgestal-
tung des Rechnungswesens und der Finanzkont-
rolle geeignete Frühwarnsysteme einzurichten. 
Fehlen solche Instrumente, so ist im Falle des 
Konkurses einer Firma die Chance gross, dass 
der VR bzw. die GF finanziell zur Rechenschaft 
gezogen wird.

3.4.8 Weitere Aufgaben
Selbstverständlich gibt es noch eine Reihe von 
weiteren Pflichten, die ein Exekutivorgan gemäss 
Statuten, Pflichtenheft etc. eingeht. Zum Beispiel 
die Sorgfalts- und Treuepflicht gemäss Art. 717 
OR (für den Verwaltungsrat). Eine abschliessen-
de Aufzählung sämtlicher Aufgaben und Pflichten 
ist kaum möglich und es kommt auch auf die 
Struktur des konkreten Betriebs an, wie umfang-
reich die Aufgaben und Pflichten sind.

3.5 WEITERE VERANTWORTUNGEN DES VR/DER GF

3.5.1 Einleitung
Abgesehen von den in vorstehender Ziffer 3.4 
erwähnten und im Gesetz namentlich aufgeführ-
ten Aufgaben, muss sich jeder Verwaltungsrat 
oder Geschäftsführer bewusst sein, dass er für 
sein Verhalten auch zur Rechenschaft respektive 
in die Haftung gezogen werden kann. Dieses 
Thema ist in der Praxis ebenfalls sehr wichtig, 
bildet aber nicht Schwerpunkt von diesem Fach-
beitrag. Wir verweisen diesbezüglich auf einen 
früheren Fachbeitrag von uns.

3.5.2 Risikomanagement
Dieses sehr umfassende Thema können wir nur 
stichwortartig und der Vollständigkeit halber er-
wähnen. Kurz zusammengefasst, geht es darum, 
dass der VR respektive die GF bei seinen/ihren 
Kompetenzen und Verantwortungen sorgfältig 
zu handeln hat. Zum sorgfältigen Handeln gehört 
nicht nur die Beurteilung von Chancen für ein 
Unternehmen, sondern auch die Abwägung von 
Risiken im Rahmen einer Risikobeurteilung. Auch 
wenn seit Kurzem die Risikobeurteilung nicht 

mehr im Anhang zur Jahresrechnung erwähnt 
werden muss, ist es dennoch von grosser Be-
deutung, dem Thema des Risikomanagements 
eine angemessene Beachtung zu schenken.

3.5.3 Corporate Governance

Dieser Begriff hat sich in der Praxis der Verwal-
tungsräte und Geschäftsführer eingespielt und als 
Kurzdefinition ist Folgendes damit gemeint: Re-
geln zur Sicherstellung des optimalen Zusammen-
spiels der Organe im Interesse der Gesellschaft 
und ihrer Eigentümer zum Zweck der Erzielung 
eines wirtschaftlich optimalen Ergebnisses. Die 
Corporate Governance für KMU unterscheidet 
sich in vielen Bereichen von jener der grösseren 
Gesellschaften oder gar Publikumsgesellschaften. 
Vor allem wegen der personenbezogenen Aktio-
närsstruktur, der emotionalen Bindung der Aktio-
näre an die Unternehmung, es gibt auch keine 
Publizitätsvorschriften etc. Es geht daher für 
KMU-Inhaber aus unserer Sicht vor allem um die 
Sicherstellung einer professionellen Unterneh-
mensführung (wie auch der Geschäftsnachfolge) 

Verantwortlichkeit 

der Organe einer 

Gesellschaft (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 26 
vom August 2005).

Pflicht zur Risikobe-

urteilung (siehe Fach-
beitrag in unserem 
Infobulletin Nr. 33 vom 
Januar 2009).
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und um die Transparenz, Rechtssicherheit und 
Fairness im Umgang mit Kunden, Mitarbeitenden 
und Minderheitsbeteiligten. Man sollte auch die 
Spielregeln der verschiedenen Organe richtig auf-
gleisen und organisieren, wir verweisen diesbe-
züglich auf unsere Grafiken 1, 2 und 4 (vorne).

3.5.4 Compliance
Compliance bzw. Regeltreue (auch Regelkonfor-
mität) bedeutet in der betriebswirtschaftlichen 
Fachsprache die Einhaltung von Gesetzen und 
Richtlinien in Unternehmen, aber auch von frei-
willigen Vorgaben (zum Beispiel Standesregeln 
bei Treuhändern). «To complie with» bedeutet er-
füllen, einhalten und mit Bezug auf KMU verwei-
sen wir auf die vorstehende Grafik Nr. 4 (Orga-
nisationsgrundlagen für ein KMU). Zweifellos 
werden im heutigen Marktumfeld KMU immer 
häufiger mit zusätzlichen Regeln konfrontiert. Es 
gehört aber zu den Aufgaben der obersten Or-
gane, eine angemessene Organisationsstruktur 
zu erstellen und sämtliche Regeln zu erfüllen und 
einzuhalten.

3.5.5 Zivil- und strafrechtliche 
Verantwortung

Dieses Thema ist nicht Schwerpunkt dieses 
Fachbeitrags, wie bereits unter vorstehender 
Ziffer 3.5.2 (mit Verweis auf ein früheres Info-
bulletin von uns) erwähnt. Dennoch weisen wir 
auf folgende nicht abschliessende und stichwort-
artige Verantwortungen hin:
• Zivilrechtliche Verantwortung: Damit ein 

Organ einer Gesellschaft zur zivilrechtlichen 

Verantwortung herangezogen werden kann, 
braucht es einen bezifferbaren Schaden, ein 
rechtswidriges Verhalten, ein adäquater Kau-
salzusammenhang zwischen dem eingetrete-
nen Schaden und dem Handeln sowie auch in 
der Regel ein Verschulden. Es ist allerdings da-
rauf hinzuweisen, dass ein pflichtwidriges Ver-
halten relativ schnell vorgeworfen werden kann. 
Auch bezüglich steuerlichen Vorschriften (ins-
besondere Art. 15 des Verrechnungssteuer-
gesetzes) ist erwähnenswert, dass das Exeku-
tivorgan in vielen Fällen für die Bezahlung der 
Verrechnungssteuer höchstpersönlich einzuste-
hen hat. Ähnliches gilt bei der Sozialversiche-
rung (wenn zum Beispiel bei einem Konkurs die 
AHV-Beiträge nicht bezahlt werden und an-
schliessend seitens der Sozialversicherungsbe-
hörden auf die Verwaltungsräte zurückgegriffen 
werden kann für nicht bezahlte Beiträge).

• Strafrechtliche Verantwortlichkeit: Wer die 
Regeln des verantwortungsbewusst handeln-
den Unternehmers verlässt, kann auch in straf-
rechtliche Verantwortungen gezogen werden. 
Zum Beispiel wegen Veruntreuung, Betrug, 
untreuer Geschäftsführung, betrügerischem 
Konkurs, Unter lassung der Buchführung, Ur-
kundenfälschung, Geldwäscherei, um nur 
einige der massgeblichen Bestimmungen zu 
nennen. Nimmt ein Exekutivorgan seine Auf-
gaben auch im Sinne eines verantwortungs-
bewussten Unternehmers wahr, so sind die 
Chancen klein, (aber nicht ausgeschlossen), 
dass es zur strafrechtlichen Verantwortung 
gezogen werden kann.

3.6 HAFTUNGSPRÄVENTION

3.6.1 Bei der Mandatsannahme
Bevor ein Mandat als Verwaltungsrat oder Ge-
schäftsführer angenommen wird, sollte unbedingt 
die betreffende Gesellschaft genau analysiert wer-
den. Auch die Bilanzen und Erfolgsrechnungen 
sollten allenfalls mithilfe eines externen Beraters 
genau studiert werden. Daneben gilt es, die Zu-
sammensetzung des VR bzw. der GF, ihre Aufga-
ben und ihre Organisationen genau zu beurteilen.

3.6.2 Bei der Mandatsausübung
Um das Mandat sorgfältig auszuüben (dies gilt 
für alle Beteiligten, auch die KMU-Inhaber), 

braucht es genaue Kenntnisse über die Aufgaben 
und Pflichten des Exekutivorgans. Wichtig ist, 
dass aktiv an Sitzungen und Verhandlungen teil-
genommen wird und dass darüber ordnungs-
gemäss Protokoll geführt wird. Eine persönliche 
Dokumentation sollte jederzeit einen Überblick 
über den Stand der Gesellschaft ermöglichen. 
Dazu gehören namentlich Statuten, Organisa-
tions- und Geschäftsreglemente, Organigramme, 
Handelsregisterauszug, Verwaltungsrats- und 
Generalversammlungsprotokolle sowie Revisi-
onsberichte der letzten Jahre und auch Finanz- 
und Liquiditätsunterlagen etc. Sorgfältige Ge-

Haftung Art. 754 

Abs. 1 OR (für die 

AG): Die Mitglieder 
des Verwaltungsrates 
und alle mit der Ge-
schäftsführung oder 
mit der Liquidation be-
fassten Personen sind 
sowohl der Gesell-
schaft als den einzel-
nen Aktionären und 
Gesellschaftsgläubi-
gern für den Schaden 
verantwortlich, den sie 
durch absichtliche 
oder fahrlässige Verlet-
zung ihrer Pflichten 
verursachen.
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schäftsführung impliziert Kontrolle, auch der 
Compliance (Einhaltung von Normen) sollte Be-
achtung geschenkt werden.

3.6.3 Bei der Mandatsniederlegung
Der Zeitpunkt der Mandatsniederlegung ist sorg-
fältig zu wählen. Überstürzte Niederlegung der 
Mandate ohne aktives Handeln sind nicht zu 
empfehlen, insbesondere dann, wenn die Firma 
überschuldet ist. Der günstige Zeitpunkt der Nie-
derlegung des Mandats muss im Einzelfall abge-
wogen werden.

3.6.4 Mandatsvertrag
Mandatsverträge eignen sich nicht nur für exter-
ne Verwaltungsräte und Geschäftsführer, son-
dern auch für Berater, welche nicht den Status 
eines Organs antreten. In einem solchen Vertrag 
können auch klar die Aufgaben und Erwartungen 
sowie die Entschädigungen definiert werden.
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3.6.5 Haftpflichtversicherung
Da der VR und die GF durch ihr Handeln und 
Unterlassen eine gesetzliche Verantwortung tra-
gen, kann auch vermögensmässig auf sie per-
sönlich zurückgegriffen werden. Mit dem Ab-
schluss einer Organhaftpflichtversicherung kann 
das Organ zum Schutz seines Privatvermögens 
eine wichtige Absicherung treffen. Wir empfehlen 
daher bei jedem Mandat den Abschluss einer 
solchen Haftpflichtversicherung für die Organe 
(VR bei der AG und GF bei der GmbH). Wir ver-
fügen über Kontakte für den Abschluss von sol-
chen Versicherungen.
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Unsere Ausführungen zum Thema Verwaltungs-
rat und Geschäftsführer in KMU betreffen übri-
gens nicht nur die Haupt- oder Mitinhaber von 
AG oder GmbHs, sondern gelten sinngemäss 
auch für Inhaber von Einzelfirmen oder Mit-
gliedern von Kollektiv- und Kommanditgesell-
schaften. 

Die vorstehenden Grafiken 1 und 2 (Organe und 
Geschäftsleitung bei der AG, Organe und Ge-
schäftsleitung bei der GmbH) helfen bei allen 
KMU-Unternehmern, die verschiedenen Aufga-
ben aufzuteilen und je nach Grösse des Betriebs 
in verschiedenen Regulativen niederzuschreiben. 
Grundkenntnisse über die Aufgaben des VR bzw. 
der GF (siehe vorstehende Ziffer 3.4) helfen, ein 
Verständnis für Aufgaben und Verantwortlich-
keiten zu entwickeln.

Die Aussensicht durch einen professionellen 
Sparringspartner, insbesondere in den strategi-
schen Aufgaben des VR und der GF, tragen mit 
Sicherheit dazu bei, das Unternehmen weiter-
zuentwickeln, um den Anforderungen des immer 
schneller werdenden Markts auch für die unmit-
telbare Zukunft zu entsprechen. Je nach Be-
triebsgrösse, Wünschen des KMU-Unterneh-
mers und letztlich auch im Einzelfall kann ent-
schieden werden, ob diese externe Person auch 
Verwaltungsrat oder Geschäftsführer werden soll. 
Diese Variante führt oftmals zu einer grösseren 
gegenseitigen Verbindlichkeit, weil das externe 
Organ auch ein Stimmrecht hat, aber dafür auch 
in der persönlichen Organhaftung steht. Der 

3.7 ZUSAMMENFASSUNG

KMU-Unternehmer seinerseits muss für neue 
Vorschläge offen sein und auch die Bereitschaft 
haben, den eigenen Betrieb den ständig wech-
selnden Marktbedingungen anzupassen. 

Aber auch der reine Beraterstatus hat je nach 
Einzelfall seine Vorteile. Der KMU-Unternehmer 
kann nach wie vor höchstpersönlich und alleine 
bei wichtigen Themen der Strategie entscheiden. 
Der Berater wiederum steht nicht in der strengen 
Organhaftpflicht (sofern er Beschlüsse nur vor-
bereitet und nicht selber mitentscheidet). Es kann 
aber nur dann mehr Verbindlichkeit entstehen, 
wenn mindestens 4 bis 6 Jahressitzungen ab-
gemacht und auch protokolliert werden. Man 
muss sich also auch bei Beratern die Zeit ein-
richten und freischaufeln. Aus unserer Sicht ist 
es sehr zu empfehlen, verschiedene Beratergrup-
pen für den Verwaltungsrat beizuziehen. Dabei 
kommen Unternehmensberater mit KMU-Erfah-
rung infrage, aber auch Zusammenschlüsse 
und Austausche mit Berufskollegen mit ähnlichen 
Betriebsgrössen, Diskussionen an Weiterbil-
dungsveranstaltungen mit Berufskollegen oder 
selbst das Hinzuziehen von externen Coaches, 
welche nicht mit der Branche zu tun haben, kön-
nen helfen, den Horizont des KMU-Unterneh-
mers zu erweitern.

Wir stehen bei diesen anspruchsvollen unterneh-
merischen Aufgaben gerne beratend zur Seite.

Wegmann + Partner AG Treuhandgesellschaft
August 2016
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